Rechtsanwältin und Notarin Frauke Poppek, Markt 15, 24211 Preetz
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                          Informationen zum Erbrecht

                     Ermittlung/Bewertung des Nachlasses

                              Hauptstreitpunkte 

Das Pflichtteilsrecht ist das am meisten praxisrelevante und zugleich streitträchtigste Teilgebiet des Erbrechtes. Dabei geht es in der Regel nicht um die Existenz der Pflichtteilsansprüche als solche. Diese sind aufgrund der gesetzlichen Regelungen fast nie umstritten (mit Ausnahme der wenigen Fälle der Entziehung des Pflichtteiles).

Der Streit richtet sich in der Praxis um die Feststellung und Bewertung der Nachlasswerte per Todestag und insbesondere von Schenkungen zu Lebzeiten, die zusätzliche Pflichtteilsansprüche begründen können.

Die nachstehenden Ausführungen können und sollen lediglich einen ersten Überblick darstellen, Angesichts der Schwierigkeiten, im Nachlassfall sämtliche Aktiva und Passiva festzustellen und  und des Streites, wie welche Positionen zu bewerten sind, kann nur dringend angeraten werden, sich insoweit durch einen Fachmann ( Fachanwalt für Erbrecht ) beraten zu lassen.

Die ziffernmäßige Höhe des Pflichtteilsanspruches hängt vom Wert des Nachlasses am Todes-tag und zudem von dem Wert etwaiger Schenkungen des Erblassers zu Lebzeiten ab. Damit der Pflichtteilsberechtigte seinen Anspruch der Höhe nach berechnen kann, muss ihm somit Auskunft über die maßgeblichen Werte erteilt werden. Der Pflichtteilsberechtigte hat gegen den Erben einen umfassenden Anspruch auf Auskunftserteilung und zudem einen Anspruch auf Wertermittlung.

1. Auskunftsanspruch und Anspruch auf Wertermittlung  per Todestag
Der Erbe ist verpflichtet, dem Pflichtteilsberechtigten Auskünfte über sämtliche Aktiva und Passiva des Nachlasses per Todestag zu erteilen.

Aktiva
Zu den Aktiva des Nachlasses gehören alle Vermögenswerte des Erblassers unabhängig davon, in welcher rechtlichen Form sie existieren, z. B.

- Eigentum oder Miteigentum an einem Hausgrundstück

- Bankguthaben

- Wertpapierdepots/ Aktien

- Forderungsrechte gegen Dritte

- Firmen, Firmenbeteiligungen

- Lebensversicherungssumme, soweit keine Bezugsberechtigung besteht
Nicht zu den Aktiva des Nachlasses gehören folgende Vermögenswerte:

- Werte, die nicht auf den Erben übergehen, wie z. B. bei der Vor- und Nacherbfolge

- Werte, die mit dem Tod des Erblassers erlöschen, wie z. B. ein persönliches

 Nießbrauchrecht oder Wohnungsrecht

- Werte, die außerhalb der Erbfolge auf Dritte übergehen, wie z. B. Verträge zu Gunsten

  Dritter (Bankguthaben, Lebensversicherungen)

Die zum Nachlass gehörenden Aktiva müssen bewertet werden. Dabei ist grundsätzlich der Verkehrswert der einzelnen Vermögenswerte maßgebend, z.B.

- bei Immobilien richtet sich der Wert nach dem Verkehrswert der Immobilie am Todestag

- bei Firmenvermögen/Firmenbeteiligung richtet sich der Wert ebenfalls nach dem       
 Verkehrswert, also dem Wert, der beim Verkauf der Firma/der Firmenanteile zu erlösen ist,   
 inkl. stiller Reserven.

- bei Wertpapieren ist der Kurswert am Todestag des Erblassers maßgebend.

Der Pflichtteilsberechtigte hat einen Rechtsanspruch darauf, dass ihm zum Nachweis der Werte/Verkehrswerte schriftliche Verkehrswertgutachten eines öffentlich bestellten und ver-

eidigten Sachverständigen vorgelegt werden.

Passiva

Für die Berechnung des bereinigten Nachlasses sind etwaige Verbindlichkeiten/Schulden in Abzug zu bringen. Dabei kann es sich u. a. um folgendes Positionen handeln:

- alle etwaigen Geldschulden des Erblassers ( z.B. offene Rechnungen per Todestag ),

- Kosten, die mit dem Erbfall zusammenhängen, z. B. 

   - Kosten für die Bestattung (Kosten des Beerdigungsunternehmers),

   - die Friedhofsgebühr,

- Kosten für die Durchführung einer Nachlasspflegschaft,

- Unterhaltsschulden gegenüber einem geschiedenen Ehepartner.

Nicht abzugsfähig sind,

- Grabpflegekosten,

- Gerichtskosten für die Testamentseröffnung,

- Gerichts- und Notarkosten für einen Erbschein,

- der sogenannte Dreißigste (Unterhaltskosten für Familienangehörige während der

   ersten 30 Tage nach dem Tod ).
2. Anspruch auf Auskunftserteilung über Schenkungen

Der Auskunftsanspruch des Pflichtteilsberechtigten erstreckt sich nicht nur auf den Bestand und den Wert des Nachlasses am Todestag, sondern auch auf Schenkungen des Erb-lassers innerhalb einer Frist von 10 Jahren vor seinem Tod. Der Grund dafür liegt darin, dass der Pflichtteilsberechtigte gem. § 2325 BGB hinsichtlich solcher Schenkungen eben-falls einen Pflichtteilsanspruch, den sog. Pflichtteilsergänzungsanspruch, hat.

Der Auskunftsanspruch erstreckt sich auf sämtliche Schenkungen des Erblassers innerhalb der Frist von 10 Jahren vor seinem Tod. Davon ausgenommen sind lediglich sogenannte Anstandsschenkungen, d. h. Geburtstags-, Weihnachtsgeschenke und Geschenke ähnlicher Art im normalen Rahmen.

Eine Besonderheit besteht hinsichtlich der Schenkungen des Erblassers an seinen Ehe-gatten. Insoweit gilt die Zehnjahresfrist nicht. Es muss deshalb auf Verlangen Auskunft über sämtliche Schenkungen während der Ehezeit erteilt werden (mit Ausnahme der zuvor genannten Anstandsschenkungen).

Gegenstand der Schenkungen können alle denkbaren Vermögenszuwendungen sein, z.B.

- die Übereignung einer Immobilie

- die Übergabe von Bargeld

- die Übertragung eines Bankguthabens per Todestag

- die Einräumung einer Bezugsberechtigung für eine Lebensversicherung 

  ( Der Bundesgerichtshof hat am 28.04.2010 entschieden, dass entgegen der bisherigen 

  Rechtsprechung bei einer solchen Bezugsberechtigung als Schenkung zumindest der     
  Rückkaufswert per Todestag, u.U. auch die volle Versicherungssumme, anzusetzen ist .)  

Die Berechnung des Wertes der Schenkungen aus der Vergangenheit per Todestag ist sehr kompliziert, u.a. weil der Wert der Schenkungen wegen des Kaufkraftschwundes indiziert werden muss und das sog. Niederwertprinzip gilt. Außerdem liegen im Bereich der Überlassung von Hausgrundstücken sehr häufig gemischte Schenkungen vor, bei denen auf komplizierten Weg ermittelt und berechnet werden muss, wie hoch der Teilwert der reinen Schenkung ist. Hier ist eine anwaltliche Fachberatung praktisch unverzichtbar.

3. Anspruch auf Auskunft über Güterstand des Erblassers

Die Höhe der gesetzlichen Erbrechte und damit auch der Pflichtteilsanspruch hängt u. a. von dem Güterstand ab, in dem der Erblasser gelebt hat. Die Erbquoten sind unterschiedlich hoch, je nachdem ob der Erblasser im gesetzlichen Stand der Zugewinngemeinschaft oder im vertraglichen Güterstand der Gütertrennung oder Gütergemeinschaft gelebt hat. Darüber muss auf Verlangen Auskunft erteilt werden.

4. Vorgehen des Pflichtteilsberechtigten
Der Pflichtteilsberechtigte kann

- ein privates Bestandsverzeichnis mit sämtlichen Aktiva und Passiva nebst Belegen

  fordern,

- verlangen, bei der Aufnahme des Bestandsverzeichnisses zugezogen zu werden,

- ein notarielles Nachlassverzeichnis verlangen.

- bei Zweifeln über die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben die Abgabe einer 

  eidesstattlichen Versicherung fordern

- seine Auskunftsansprüche auch gerichtlich geltend machen

5. Umgekehrt: Auskunftspflicht des Pflichtteilsberechtigten

Der Pflichtteilsberechtigte ist seinerseits verpflichtet, auf Verlangen des Erben Auskünfte zu erteilen. Seine Auskunftspflicht erstreckt sich darauf, ob er

- mit dem Erblasser zu dessen Lebzeiten Erb- und/oder Pflichtteilsverzichtsverträge

  abgeschlossen hat,

- vom Erblasser zu dessen Lebzeiten Schenkungen mit der Bestimmung erhalten hatte,

  sich diese auf seinen Pflichtteil anrechnen zu lassen ( Anrechnung ),

- vom Erblasser Ausstattungen erhalten hatte, die nach dem Gesetz bei der  Berechnung

  des Pflichtteilsanspruches zu berücksichtigen sind ( Ausgleichung ).

Diese Verpflichtungen bestehen, weil die Existenz der Pflichtteilsansprüche und die Höhe der Ansprüche von diesen Angaben abhängen.

